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Bundesimmissionsschutzgesetz – BImSchG; 
Betrieb der Käserei Champignon, Hofmeister GmbH & Co. KG, Kemptener Straße, Gde. Lauben 
Fl.Nr. 432, 464/4, 466/2, 466/4, 628/20, 628/25 und 628/26 Gemarkung Lauben  
 
Umbau Chemikalienversorgung, Erhöhung der Lagermeng e für Natronlauge 
 
 
Anlage 
1 Plansatz 
1 Kostenrechnung 
1 Zahlschein 
1 Baubeginnsanzeige 
 
 
 
Das Landratsamt Oberallgäu erläßt folgenden 
 
 

B e s c h e i d : 
 

I. 
 
Die Käserei Champignon, Hofmeister GmbH & Co. KG erhält gemäß § 16 Abs. 1 des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur wesentlichen 
Änderung der Anlage zur Behandlung oder Verarbeitung von Milch auf dem Grundstück Fl.Nrn. 
432, 464/4, 466/2, 466/4, 628/20, 628/25 und 628/26, Gemarkung Lauben, nach Maßgabe der 
unter der Nr. II bezeichneten Antragsunterlagen, den unter der Nr. III festgesetzten anlagenbezo-
genen Daten und den unter der Nr. IV festgesetzten Bestimmungen. 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung umfaßt die Errichtung von zwei Tanks übereinander 
mit einer Lagerkapazität von zusammen 60 m³ Natronlauge. Die Lagermenge an Natronlauge er-
höht sich dadurch von 40 m³ auf 100 m³. Die Lagertanks sollen im Anschluß an die bestehenden 
Tanks südöstlich des Gebäudes WG 12 im vorhandenen Betriebsgelände aufgestellt werden.  
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II. 
 
Dieser Genehmigung liegen folgende mit dem Genehmigungsvermerk des Landratsamtes 
Oberallgäu versehenen Antragsunterlagen, Schreiben und Pläne zugrunde, welche Bestandteil 
dieses Bescheides sind: 
 
1. Kurzbeschreibung Antragsgegenstand 
2. Antragsformular vom 18.06.2018 
3. Baugenehmigung vom 25.02.2005, BPl.Nr. 0074/05 
4. Beschreibung Standort und Umgebung der Anlage 
5. Karte, Maßstab 1 : 25.000 
6. Lageplan, Maßstab 1 : 1.250 
7. Anlagen- und Betriebsbeschreibung 
8. Bestandsplan, Grundriss Erdgeschoß vom 22.08.2013 
9. Beschreibung Gehandhabte Stoffe 
10. Fließbild Chemikalienverteilung 
11. Chemikalienliste (Bestellungen 2017) 
12. Formblätter 2.1 bis 2.4 – Technische Betriebseinrichtungen (4 Seiten) 
13. Beschreibung Luftreinhaltung 
14. Formblätter 2.5 bis 2.7 – Emissionen (3 Seiten) 
15. Beschreibung Lärm- und Erschütterungsschutz 
16. Formbäller 2.8 und 2.9 – Lärm (2 Seiten) 
17. Beschreibung Anlagensicherheit 
18. Risikobeurteilung Tanklager, zuletzt geändert 07.07.2017 (3 Seiten) 
19. Brandschutztechnische Stellungnahme Anwander vom 25.09.2017 
20. Formblatt 2.10 - Störfall 
21. Formblätter 2.13 und 2.14 – Brandschutz (2 Seiten) 
22. Beschreibung Abfälle und Abwasser 
23. Abfallbilanz 2017 
24. Formblätter 2.11 und 2.12 – Abfallverwertung und –beseitigung 
25. Beschreibung Energieeffizienz 
26. Antrag auf Baugenehmigung vom 18.06.2018 
27. Baubeschreibung vom 18.06.2018 
28. Berechnung Grundfläche und Nutzfläche 
29. Zusammenstellung der Bauzahlen vom 08.01.2018 
30. Auszug Liegenschaftskataster, Maßstab 1 : 1.000 
31. Auszug Liegenschaftskataster, Maßstab 1 : 2.000 
32. Auszug Liegenschaftskataster, Grundeigentümer, erstellt am 28.08.2017 (7 Seiten) 
33. Lageplan mit eingetragenem Vorhaben, Maßstab 1 : 1.000 
34. Genehmigungsplanung, Grundriss, Schnitte, Maßstab 1 :100 
35. Beschreibung Umweltverträglichkeitsprüfung 
36. Ausgangszustandsbericht, TÜV Süd vom Juni 2018 mit Anlagen 
37. Beschreibung Betriebseinstellung 
38. Beschreibung Arbeitsschutz und Betriebssicherheit 
39. Formblätter 2.15 bis 2.17 – Arbeitsschutz (3 Seiten) 
40. Aufstellung Naturschutz 
41. Schutzgebietskarte, Maßstab 1 : 25.000 
42. Schutzgebietskarte, Maßstab 1 : 100.000 
43. Beschreibung Gewässerschutz 
44. Karte Wasserschutzgebiet Lauben, Maßstab 1 : 10.000 
45. Hochwassergefahrenkarte Wasserwirtschaftsamt, Maßstab 1 : 10.000 
46. Sachverständigengutachten TPO -  Auszug Abtankplatz und LAU-Anlage 
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III. 
 
Der unter der Nr. I erteilten Genehmigung liegen folgende anlagenbezogene Daten zugrunde: 
 
Die folgenden anlagenbezogenen Daten für den Sprühtrockner WG 21 ersetzen die im Bescheid 
vom 10.09.1997, Ref.3.2-171/4-248 Ru B.97.09-01 aufgeführten anlagenbezogenen Daten. 
 
Sprühtrockner WG 21: 
 

Sprühtrocknungskammer: 
Inhalt:    460 m3 
Max. Arbeitstemperatur: 200° C 
 
Abluftfilter: 
Abluftfilterinhalt:  ca. 90 m3 
Max. Arbeitstemperatut: ca.60° C 
 
Externes Vibro-Fließbett: 
Inhalt:    ca. 10 m3 
Max. Arbeitstemperatur: 115° C 
 
Mehrstufen-Sprühtrocknungsanlage: 
Wasserdampfleistung:    2415 kg/h 
Pulverleistung:     2625 kg/h 
Jahreskapazität Milch /Molkeprodukte:  ca. 25000 t/a 
Luftvolumenstrom Sprühtrocknungsanlage: 60.000 m3/h 
bei einer Lufttemperatur von 60° C 

 
 
Notstromaggregat bei WG 18 
 
Deutz Motorenwerke Mannheim AG, Typ: IBD 234 V16 
Feuerungswärmeleistung: ca. 1,3 MW 
 
NH3-Kälteanlage WG 12: 
 
Ammoniak (NH3) - Gesamtmenge:  1.900 kg 
 
NH3-Kälteanlage WG 17: 
 
Ammoniak (NH3) - Gesamtmenge:  3.800 kg 
 
 
 

IV. 
 
 
Die unter der Nr. I. dieses Bescheides erteilte Genehmigung wird nach Maßgabe nachstehender 
Bestimmungen erteilt: 
 
Die im folgenden unter den Nummern 1 und 2 aufgeführten Bestimmungen ersetzen die in den 
Bescheiden vom 08.12.1987, 54-171/4-159-Pa/Pi, vom 13.01.1988, 54-171/4-159-Pau/am, vom 
11.08.1988, 54-171/4-159-pau/zh, vom 20.11.1997, Ref.3.2-171/4-159 Ru B.97.11-01, vom 
14.08.1996, 43-171/4-248 Pau/wö B.96.08-01, vom 10.09.1997, Ref.3.2-11/4-248 Ru B.97.09-01, 
vom 26.01.1999, Ref.3.2-171/4-248 Ru B.99.01-01 und vom 28.11.2003, 22-171/4-153-159-248 
Ru B.03.11 festgesetzten betriebsbezogenen Regelungen. 
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1. Sprühtrocknungsanlagen WG 7, WG 18 und WG 21 : 
 
1.1 Luftreinhaltung 
 
1.1.1 Im gereinigten Abgas der Abluftableitung der Sprühtürme darf die Massenkonzentration an 

Staub den Wert von 20 mg/m³ jeweils nicht überschreiten. Die Emissionsbegrenzung ist auf 
den Normzustand des trockenen Abgases (273 k, 1013 hPa) zu beziehen. 

 
1.1.2 Alle Produktionszweige, in denen Ablüfte entstehen, sind an eine Abluftableitung anzu-

schließen. 
 
1.1.3 Die Sprühtrockenanlagen sind von der Molkeaufgabe bis zur Fertigproduktabgabe nach der 

Absiebung als staub- und gasdichtes System auszuführen, welches nur eine Emissionsquel-
le für die Abluft des Trockners aufweist. 

 
1.1.4 Die Förder-, Läger-, Misch-, Absack- und Verladeeinrichtungen für pulverförmige Produkte 

sind so zu errichten, dass alle relevanten Staubquellen entweder  staubdicht gekapselt sind 
oder – soweit es nicht möglich ist – so abgesaugt werden, dass davon keine erheblichen 
Emissionen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes ausgehen. Insbesondere trifft 
dies für die Übergabestellen auf dem Transportweg und die Abfüll- und Verladeanlagen zu. 

 
 
1.1.5 Sprühturm WG 18 
 
1.1.5.1 Die Abluft ist über einen Kamin mit einer Mündungshöhe von > 7,4 m über Dachtraufe 

abzuleiten. Eine geringere Kaminhöhe ist nur dann zulässig, wenn die Staubemissionen 
nachweisbar unter 1,5 kg pro Stunde liegen. Die Mindesthöhe beträgt dann 3,00 m über 
Dachtraufe. Die Abgase müssen senkrecht nach oben austreten, eine Überdachung der 
Kaminmündung ist nicht zulässig. Als Schutz gegen Regeneinfall kann ein Deflektor vor-
gesehen werden.  

 
1.1.5.2 Förder-, Lager-, Absack-, Misch- und Verladeanlagen 
 
1.1.5.2.1 Die lose Verladung darf nur über abgesaugte Teleskoprohre in Silofahrzeuge erfolgen, 

wobei die Verladegarnitur dicht auf der Ladeöffnung aufsitzen muß.  
 
1.1.5.2.2 Sämtliche durch Absaugungen erfassten Abluftvolumenströme, die in Silos, Mischern 

etc. verdrängte staubhaltige Abluft sowie die zum pneumatischen Transport genutzte 
Förderluft ist vor dem Austritt in die Umgebungsluft in hochwertigen Gewebefiltern ab-
zureinigen.  

 
1.1.5.2.3 Die gereinigte Abluft ist in die Betriebsräume einzuleiten. 
 
1.1.5.2.4 Die gereinigte Abluft darf an den jeweiligen Emittenten eine Staubmassenkonzentration 

von 20 mg/m³, bezogen auf den Normzustand des trockenen Abgases (273 k, 1013 
hPa) nicht überschreiten. 

 
 
1.1.6 Sprühturm WG 21 
 
1.1.6.1 Die Abluftableitung ist mit einer Höhe von 4,40 m über Traufe des Gebäudes WG 21 zu 

errichten. Die Abgase müssen senkrecht nach oben austreten. Eine Überdachung der 
Kaminmündung ist nicht zulässig. Zum Schutz gegen Regeneinfall kann ein Deflektor vor-
gesehen werden. Die Abluftgeschwindigkeit hat mindestens 7 m/sek zu betragen. 
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1.1.6.2 Der Emissionsmassenstrom der Sprühturmanlage WG 21 darf einen Staubgehalt von 2 
kg/h nicht überschreiten.  

 
1.1.6.3 Die Anlage ist entsprechend den im Genehmigungsantrag eingereichten Punkten zur An-

lagensicherheit zu erstellen. 
 
1.1.6.4 Die in der Sicherheitsbetrachtung zum Staubexplosionsschutz der Berufsgenossenschaft 

Nahrungsmittel und Gaststätten vom 25.04.1997 unter Abschnitt 6.3 bis 7 aufgeführten 
Maßnahmen sind unverzüglich, spätestens aber bis zur Inbetriebnahme, als Bestandteil 
dieses Bescheides durchzuführen.  

 
 
 
1.2 Meßanordnung: 
  
1.2.1 Die Einhaltung der Auflage Nr. 1.1.1 zur Staubemissionsmassenkonzentration ist durch eine 

Abnahmemessung frühestens 3 Monate und spätestens 6 Monate nach Inbetriebnahme der 
Anlage nachzuweisen. Die Emissionsmessung ist vom Betreiber zu veranlassen. 

 
1.2.2 Die Messung darf nur von einer nach § 26 BImSchG zugelassenen Meßstelle durchgeführt 

werden und ist turnusgemäß alle drei Jahre zu wiederholen. Der Termin aller wiederkehren-
den Messungen berechnet sich jeweils von der Messung im 4. Quartal 2006 (erste Messung 
nach Gültigkeit der Werte der TA Luft 2002). Die Auftragsbestätigung zur Durchführung der 
Emissionsmessung und die Emissionsmeßberichte sind der Genehmigungsbehörde unauf-
gefordert vorzulegen. 

 
1.2.3 Zur Gewährleistung einer technisch einwandfreien und gefahrlosen Durchführung der Emis-

sionsmessung ist im Einvernehmen mit dem vorgesehenen Meßinstitut eine geeignete Pro-
benahmestelle festzulegen. Das Meßinstitut sollte bereits bei der Planung mit eingeschaltet 
werden.  

 
1.2.4 Bei der Vorbereitung und Durchführung der Messung ist folgendes zu berücksichtigen: 
 

- Die Messung ist jeweils bei maximaler Auslastung der Anlage bzw. bei einem Betriebs-
zustand mit maximalen Emissions-Massenkonzentrationen vorzunehmen. 

 
- Die Messungen sind entsprechend den Anforderungen der TA Luft 2002 zur Messpla-

nung, zur Auswahl von Messverfahren und zur Auswertung der Messergebnisse  
durchzuführen. 

 
- Die Durchführung der Messung bzw. die Erstellung des Messberichtes ist entspre-

chend dem Musteremissionsmessbericht des Länderausschusses für Immissions-
schutz (LAI) vorzunehmen (Bekanntmachung des StMLU Nr. 8210-733-35342 vom 
09.07.1991 AllMBl Nr. 18/1991 Seite 483). 

 
 
 
1.3 Lärmschutz 
 
1.3.1 Die Bestimmungen der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 

26.08.1998 (GVBl. 1998, S. 503) sind zu beachten. 
 
1.3.2 Alle Fugen, die nach außen als Schallquelle wirken können, sind schalldicht auszuführen. 
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1.3.3 Sämtliche lärmerzeugende Anlagenteile müssen dem Stand der Lärmschutztechnik ent-
sprechend ausgeführt, montiert und gewartet werden. Durch körperschall- und schwin-
gungsisolierte Aufstellung sind starre Verbindungen zwischen den Maschinen und dem 
Fußboden unbedingt zu vermeiden. Die angegebenen Schalldämmmaße sind einzuhal-
tende Mindestwerte.  

 
1.3.4 Körperschallübertragungen durch Körperschallbrücken zwischen Maschinen, Rohrleitun-

gen und den Außenhautelementen des Gebäudes sind durch dämpfende Zwischenele-
mente unbedingt zu vermeiden. Erforderlichenfalls ist die Luftschallanregung von ins Freie 
ragenden Bauteilen (z.B. Schalldämpfer vor den Auslässen bzw. Kanäle) durch eine 
schalldämmende Ummantelung zu vermeiden.  

 
 
1.3.5 Sprühturm WG 18 
 
1.3.5.1 Sämtliche Fugen und Stöße der Außenhautelemente müssen sorgfältig abgedichtet wer-

den, damit eine Verschlechterung der Schalldämmung durch Undichtigkeiten vermieden 
wird. Die Einhaltung dieser Anforderungen ist während der gesamten Bauzeit von der 
Bauleitung zu kontrollieren. Der durch die zwei Toranlagen abgestrahlte A - Schalleis-
tungspegel darf einen Wert von LWA = 60 dB (A) nicht überschreiten. Beide Toranlagen 
müssen im funktionsfähig eingebauten Zustand jeweils ein bewertetes Schalldämmaß von 
mindestens  Rw´ = 35 dB aufweisen. 

 
1.3.5.2 Die durch den Gesamtbetrieb des Trocknungswerkes WG 18 einschließlich des dazuge-

hörigen Transportmittelverkehrs auf dem Werksgrundstück bewirkten Teilbeurteilungspe-
gel dürfen an den Wohnhäusern Grundstück Fl. Nr. 432/8 und 432/6 die reduzierten Im-
missionsrichtwerte von tagsüber 50 dB (A) und nachts 35 dB (A) nicht überschreiten. 

 
1.3.5.3 Für sämtliche anderen betroffenen Immissionsorte im weiteren Einwirkungsbereich sind 

durch das Trocknungswerk WG 18 ebenfalls um jeweils 10 dB (A) reduzierte Immissions-
richtwerte einzuhalten.  

 
 
1.3.6 Sprühturm WG 21 
 
1.3.6.1 Die Außenhautelemente sind so zu errichten, dass nachfolgende Schalldämmmaße ein-

gehalten werden: 
 

Dach:   Rw´ = 52 dB (A) 
Wand:   Rw´ = 57 dB (A) 
Fensterfläche:  Rw´ = 40 dB (A) 
Tür im Osten:  Rw´ = 35 dB (A) 
Tür im Westen:  Rw´ = 45 dB (A) 
(sofern die Tür nicht durch eine Wand nach Einbringung der Anlage ersetzt wird). 

 
1.3.6.2 Nachfolgende Schalleistungspegel dürfen von den Lüftungsanlagen nicht überschritten 

werden: 
 
Zuluft Turm Ost h=5,3 m: 80 dB (A) 
Zuluft Turm Ost h=11,0 m: 79 dB (A) 
Zuluft Turm Ost h=13,2 m: 78 dB (A) 
Turmabluft: 71 dB(A) 
Abluft Produktion h=23 m: 64 dB (A) 
Abluft Produktion h=6 m:  60 dB (A) 
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1.4 Arbeitsschutz 
 
1.4.1 Für die gesamte Anlage, insbesondere für Behälter und Rohrleitungen, in denen zündfä-

hige Stäube in explosionsgefährlicher Konzentration auftreten können, ist ein Brand- und 
Explosionsschutz-Gutachten durch einen anerkannten Sachverständigen erstellen zu las-
sen. Die in dem Gutachten aufgeführten Schutzmaßnahmen müssen dem Stand der 
Technik entsprechen. Das Gutachten ist dem Gewerbeaufsichtsamt Augsburg rechtzeitig 
vor Errichtung bzw. Fertigstellung und Inbetriebnahme der Sprühtrocknungsanlage vorzu-
legen. 

 
1.4.2 Soweit in dem Brand- und Explosionsschutz-Gutachten nicht hinreichend dargelegt wird, 

dass alternative Schutzmaßnahmen in Betracht kommen, sind Anlagenteile, wie die 
Sprühtrocknungsanlage und das Filtergehäuse mit Druckentlastungsflächen auszurüsten, 
die der VDI-Richtlinie 3673 „Druckentlastung von Staubexplosionen“, Ausgabe Juli 1995 
entsprechen. 

 
 Dabei sind Vorkehrungen zu treffen, dass kein gefährlicher Überdruck innerhalb des Ge-

bäudes auftritt (Druckentlastungsflächen mit Verbindung über Ausblaskanäle ins Freie).  
 
 Nachweise über die Auslegung und Ausführung der Druckentlastungseinrichtungen müs-

sen beim Betreiber vorliegen.  
 
1.4.3 Druckentlastungseinrichtungen müssen so angeordnet sein, dass bei ihrem Ansprechen 

niemand gefährdet wird. Das ist in der Regel der Fall, wenn sie nicht auf Verkehrs- und 
Arbeitsplätze gerichtet sind und keine gefährlichen Wurfstücke entstehen.  

 
1.4.4 In dem Gutachten hat der Sachverständige aufzuführen, welche Teile der Anlage als Zo-

ne 10 im Sinne berufsgenossenschaftlicher Explosionsschutz-Richtlinien (X-RL) gelten. 
Elektrische Anlagen im Inneren dieser Anlagenteile müssen nach DIN VDE 0165 explosi-
onsgeschützt sein. 

 
1.4.5 Entkopplungseinrichtungen müssen der VDI-Richtlinie 2263 „Staubbrände und Staubex-

plosionen; Gefahren, Beurteilung, Schutzmaßnahmen“ entsprechen. 
 
1.4.6 Auf die Rettungswege und Ausgänge muss durch Sicherheitskennzeichnung (u.a. Rich-

tungspfeile) hingewiesen werden. Dabei ist die Unfallverhütungsvorschrift „Sicherheits-
kennzeichnung am Arbeitsplatz“ (VBG 125) zu beachten. 

 
1.4.7 Alle Bedienungs- und Wartungsstellen der Anlage müssen von sicheren Sandplätzen 

bzw. Podesten erreichbar sein. Die Arbeitsplätze und Verkehrswege, die höher als 1 m 
über dem Fußboden liegen, sind gegen Absturz durch mindestens 1 m hohe dreiteilige 
Umwehrungen (5 cm hohe Fußleiste, Zwischenholm und Geländer) zu sichern. Bei einer 
Absturzhöhe von mehr als 12 m muss die Geländerhöhe mindestens 1,10 m betragen. 

 
 Gitterosteinlagen der Podeste und Verkehrswege müssen gegen Kippen und Verschieben 

gesichert sein. Gitterrosteinlagen müssen entsprechend dem berufsgenossenschaftlichen 
Merkblatt ZH1/571 ausreichend rutschhemmend gestaltet sein. 

 
1.4.8 Soweit Steigleitern errichtet werden, müssen sie rutschhemmende Sprossen haben und 

im Abstand von höchstens 10 m Ruhebühnen aufweisen. Am oberen Ende der Steiglei-
tern muss ein sicheres Ein- und Aussteigen möglich sein (mind. 1 m hohe seitliche Holme, 
selbstschließende Schutzbügel). 

 
1.4.9 In dem Trocknergebäude ist eine Sicherheitsbeleuchtung einzurichten. 
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1.4.10 Die Sicherheitsbeleuchtung ist nach der Arbeitsstätten – Richtlinie ASR 7/4 „Sicherheits-
beleuchtung“ auszuführen  

 
1.4.11 Bei der Errichtung des Lastenaufzugs sind die Aufzugsverordnung –AufzV- und die Tech-

nischen Regeln für Aufzüge –TRA- zu beachten. 
 
1.4.12 Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass die Anlage vor der ersten Inbetriebnahme von 

einem Sachverständigen dahingehend geprüft wird, ob sie den Anforderungen der Ge-
nehmigung und im übrigen dem Stand der Technik entspricht. Über die Prüfung muss der 
Prüfende eine Bescheinigung ausstellen, die den zuständigen Behörden auf Verlangen 
vorzulegen ist.  

 
 
2. Notstromaggregat bei WG 18 
 
2.1 Die Abgase des Notstromaggregates dürfen folgende Emissionsgrenzwerte nicht überschrei-

ten: 
 
Staub 80 mg/m³ 
Kohlenmonoxid 0,65 g/m³ 
Formaldehyd 60 mg/m³ 
 
Die Emissionswerte sind auf ein Abgasvolumen im Normzustand (273,15 K, 101,3 kPa) nach 
Abzug des Feuchtegehalts an Wasserdampf und auf ein Volumengehalt an Sauerstoff im 
Abgas von 5 % bezogen. 

 
2.2 Der Dieselkraftstoff muss den Anforderungen der 3. BImSchV und der 10. BImSchV bzw. der 

DIN EN 590 entsprechen. 
 
 
2.3 Meßanordnung 
 
2.3.1 Innerhalb eines Zeitraums von 3 bis 6 Monaten nach Inbetriebnahme der Anlage, bzw. 

von Anlagenteilen, ist durch eine Abluftemissionsmessung nachzuweisen, daß die unter 
der Nr. 2.1 festgesetzten Emissionsbegrenzungen eingehalten werden.  

 
2.3.2 Die Messung darf nur von einer nach § 26 des Bundesimmissionsschutzgesetzes be-

kanntgegebenen Stelle durchgeführt werden.  
 
2.3.3 Der Meßbericht ist dem Landratsamt Oberallgäu unaufgefordert vorzulegen. 
 
2.3.4 Am Notstromaggregat der Sprühturmanlage WG 18 ist ein Betriebsstundenzähler einzu-

bauen. 

 
2.3.5 Die Firma Käserei Champignon Hofmeister GmbH & Co. KG hat dem Landratsamt 

Oberallgäu jeweils bis Ende Februar jeden Jahres die Betriebsstunden des Vorjahres des 
Notstromaggregates mitzuteilen. 

 
2.3.6 Eine wiederkehrende Messung ist entbehrlich, solange die Betriebsstunden im jährlichen 

Durchschnitt der letzten 3 Jahre weniger als 200 Stunden betragen haben. Wenn die Vo-
raussetzungen für die Ausnahmeregelung entfallen (Überschreitung der Betriebsstunden) 
ist die wiederkehrende Messung innerhalb eines halben Jahres nach Ablauf der unter Nr. 
2.3.5 genannten Vorlageverpflichtung, d.h. bis spätestens zum 01.08. des folgenden Ka-
lenderjahres durchzuführen. 
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2.3.7 Zur Gewährleistung einer technisch einwandfreien und gefahrlosen Durchführung der 
Emissionsmessungen sind im Einvernehmen mit dem vorgesehenen Messinstitut geeig-
nete Messorte und Probenahmestellen festzulegen. Das Messinstitut sollte bereits bei der 
Planung mit eingeschaltet werden. 

 
2.3.8 Bei der Vorbereitung und Durchführung der Emissionsmessungen ist folgendes zu be-

rücksichtigen: 
 

− Die Messungen sind jeweils bei maximaler Auslastung der Anlage bzw. bei einem 
Betriebszustand mit maximalen Emissions-Massenkonzentrationen vorzunehmen. 

 
− Die Messungen sind entsprechend den Anforderungen der TA Luft zur Messplanung 

(Ziffer 3.2.2.2), zur Auswahl von Messverfahren (Ziffer 3.2.2.3) und zur Auswertung 
der Messergebnisse (Ziffer 3.2.2.4, Abs. 1) durchzuführen. 

 
− Die Durchführung der Messungen bzw. die Erstellung des Messberichtes ist ent-

sprechend dem Muster-Emissionsbericht des Länderausschusses für Immissions-
schutz (LAI) vorzunehmen (Bekannmachung des STMLU Nr. 8210-733-35342 vom 
09.07.1991, S. 483). 

 
 
 
3. NH3-Kälteanlage WG 11: 
 
Die im folgenden unter der Nr. 3 aufgeführten Bestimmungen ersetzen die im Bescheid vom 
02.04.2009, 22 -171/4-159/1 Ru B.09.04 festgesetzten betriebsbezogenen Regelungen. 
 
3.1 Lärmschutz 
 
3.1.1 Der Beurteilungspegel der von der Eiswasserkälteanlage ausgehenden Geräusche darf an 

den nächstgelegenen benachbarten Wohngebäuden tags und nachts nachfolgende Immissi-
onsrichtwerte nicht überschreiten: 
 
Immissionsort 1, Fl.Nr. 466/5:   39 dB(A)  
Immissionsort 2, Fl.Nr. 464/19: 34 dB(A) 
 

3.1.2 Jeder der beiden Verdunstungskondensatoren auf dem Dach des Gebäudes WG 11 darf 
einen Schallleistungspegel von 84 dB(A) nicht überschreiten. 

 
3.1.3 Die Geräusche der Verdunstungskondensatoren dürfen nicht tonhaltig sein. 
 
3.1.4 Beim Auftreten von berechtigten Zweifeln an der Einhaltung der oben genannten Auflagen 

(z.B. orientierende Messung aufgrund von Nachbarbeschwerden) hat der Anlagenbetreiber 
über einen nach § 26 BImSchG zugelassenen Schallschutzgutachter die Einhaltung der 
Lärmschutzauflagen nachzuweisen. 

 
3.2 Sicherheitsrecht 
 
3.2.1 Die vom Sachverständigen Wolf im Bericht über die Begutachtung der Planungsunterlagen 

für die Umbaumaßnahme der Ammoniak-Kälteanlage WG 11 (Zuckerei) der Käserei Cham-
pignon Hofmeister GmbH & Co. KG in Lauben/Heising vom 12.02.2009 aufgeführten Maß-
nahmen Nr. 9.1.1, 9.1.2, 9.3.1 bis 9.3.7, 9.5.1 bis 9.5.3, 9.6.1, 9.6.2, 9.8.1 bis 9.8.7, 9.9.1 bis 
9.9.5 sowie 9.10.1 bis 9.10.3 aufgeführten sicherheitstechnischen Maßnahmen sind zu be-
achten und umzusetzen. 

 



 10

3.2.2 Vor der Inbetriebnahme ist von einem Sachverständigen der sicherheitstechnische Zustand 
der Anlage zu überprüfen. Hierbei ist insbesondere auf die Dichtheit der Anlage zu achten. 
Dem Landratsamt Oberallgäu ist eine Ausfertigung dieses Prüfberichts zuzusenden. 

 
3.2.3 Die vorhandenen Feuerwehreinsatzpläne und Alarmpläne sind bei Änderungen entspre-

chend anzupassen bzw. zu ergänzen. 
 
3.2.4 Die örtliche Feuerwehr ist über den Einsatzplan bei Störungen zu informieren. Der Einsatz-

plan für die Feuerwehr sollte an einer zentralen Stelle im Werk (z. B. Pforte) und bei der 
Feuerwehr ausliegen. Für die Feuerwehr sind Zufahrts- und Aufstellflächen vorzusehen. 

 
 
3.4 Wasserrecht 
 
3.4.1 Es ist sicherzustellen, daß das Kältemittel Ammoniak nicht in ein Oberflächengewässer, in 

dafür ungeeignete Abwasserbehandlungsanlagen oder in das Grundwasser gelangen kann.  
 
3.4.2 Austretendes Kältemittel (NH3) muß schnell und zuverlässig erkannt werden. 
 
3.4.3 Die Böden von Maschinenräumen sind wasserundurchläßig (z. B. Beton) zu errichten. Ein 

Ablauf darf nicht vorhanden sein. Der Boden ist mit einem Gefälle zu einem Pumpensumpf 
auszuführen um ein Abpumpen von Leckagen bzw. wäßrigen Lösungen zu erleichtern. Der 
Maschinenraum ist als Auffangraum auszubilden. Pro Tonne Ammoniak sind ca. 2 m3 Rück-
haltevolumen anzusetzen. 

 
Falls der Maschinenraum nicht oder nur unter unverhältnismäßigem Aufwand abflußlos her-
gestellt werden kann, ist sicherzustellen, daß der Ablauf in das innerbetriebliche Schmutz-
wassersystem gelangt und schließlich dem Abwasserverband Kempten zugeleitet wird 
(Fehlanschlüsse und undichte Kanäle sind auf jeden Fall auszuschließen). 
 

3.4.4 Die Gebäude- und Freiflächen-Entwässerung ist so auszuführen, daß im Leckagefall der 
Abfluß von wassergefährdenden und gefährlichen Stoffen über Regenwasserkanäle verhin-
dert wird. Entsprechende Schutzvorkehrungen wie Absperrschieber o.ä. sind im Regenwas-
sernetz einzuplanen. 

 
 
 
4. NH3-Kälteanlage WG 17: 
 
Die im folgenden unter der Nr. 4 aufgeführten Bestimmungen ersetzen die in den Bescheiden vom 
10.12.1999, Ref. 3.2-171/4-233 Ru B.99-12 und vom 06.04.2005, 22-171/4-233/1 Ru B.05.04 fest-
gesetzten betriebsbezogenen Regelungen. 
 
 
4.1 Lärmschutz 
 
4.1.1 Die Kondensatoren außerhalb der Betriebsgebäude dürfen im Einzelnen einen Schallleis-

tungspegel LWA von 77 dB(A) nicht überschreiten. 
 
4.1.2 Die beiden Verdunstungsverflüssiger auf dem Dach des WG 17 dürfen jeweils einen Schall-

leistungspegel von 88 dB(A) nicht überschreiten. 
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4.2 Sicherheitsrecht, Arbeitsschutz 
 
4.2.1 Vor der Inbetriebnahme ist von einem Sachverständigen der sicherheitstechnische Zu-

stand der Anlage zu überprüfen. Hierbei ist insbesondere auf die Dichtheit der Anlage zu 
achten. Die erforderlichen Maßnahmen sind zu beurteilen und durchführen zu lassen. 

 
4.2.2 Die Explosionsgefährdung ist entsprechend § 3 Betriebssicherheitsverordnung zu beurtei-

len und ein Explosionsschutzdokument nach § 6 Betriebssicherheitsverordnung zu erstel-
len. 

 
4.2.3 Für die verlegten Rohrleitungen ist der Werkstoff St 35.8 nach der Norm DIN 17175 und 

DIN 43720 oder St 37.4 nach der Norm DIN 1627 und DIN 1630 zu verwenden. Austeniti-
sche Werkstoffe nach der Norm DIN 8975, Teil 6 dürfen verwendet werden. Für die Zeug-
nisbelegung gilt die Norm DIN EN 10204, Abnahmeprüfzeugnis 3.1 B. 

 
4.2.4 Die niederdruckseitigen Rohrleitungen und Druckbehälter sind mit einem Korrosions-

schutzanstrich entsprechend der Norm DIN EN ISO 12 944 zu versehen. Die normgerech-
te Ausführung ist von der Fachfirma zu bescheinigen. 

 
4.2.5 Die Wärmedämmung der niederdruckseitigen Rohrleitungen und Druckbehälter ist ent-

sprechend der Norm DIN 4140 auszuführen. Die Ausführung ist  von der Fachfirma zu 
bescheinigen. 

 
4.2.6 Das Bereifungsrohr am Abscheider ist feuerverzinkt bzw. aus korrosionsfestem Material 

herzustellen. Die TRB 801 Nummer 45 ist zu berücksichtigen. 
 
4.2.7 Dünnwandige Meß- und Steuerleitungen auf der Niederdruckseite sind aus nichtrosten-

dem Stahl auszuführen. 
 
4.2.8 Für Armaturgehäuse sind Werkstoffe mit gewährleisteter Kerbschlagarbeit wie Gußeisen 

mit Kugelgraphit GGG 35.3, GGG 40.3 oder höherwertig zulässig. Für Armaturengehäuse 
ist die TRB 801 Nummer 45 zu berücksichtigen. 

 
4.2.9 Verbindungen von Rohrleitungen mit unterschiedlichem Durchmesser dürfen nur mit fab-

rikmäßig hergestellten Formstücken ausgeführt werden bzw. sind Formstücke mit ent-
sprechendem Prüfzeugnis zu verwenden. 

 
4.2.10 Die Verbindungen der Rohrleitungen sind soweit technisch möglich als Schweißverbin-

dungen auszuführen, erforderliche Flanschverbindungen sind als Nut- und Federflansch 
entsprechend der Norm DIN 2512 auszuführen. 

 
4.2.11 Absperrarmaturen, die betriebsmäßig nicht betätigt werden sollen, sind als Kappenventile 

auszuführen. 
 
4.2.12 Die in die Kälteanlage eingebauten Druckbehälter sind mit einem Kennzeichnungsschild 

mit den Angaben entsprechend der TRB 401 zu kennzeichnen. 
 
4.2.13 Die Sicherheitsdruckbegrenzer am Verdichter sind mit Rohrleitungen mit einem Nenn-

durchmesser DN ≥ 4 anzuschließen. 
 
4.2.14 Am Hochdruckmanometer des Verdichters ist der zulässige Betriebsüberdruck mit einer 

roten Strichmarke deutlich und dauerhaft zu kennzeichnen. 
 
4.2.15 Die Berohrung der Eiswasserbecken ist jeweils mit einem Überströmventil gegen Über-

schreiten des zulässigen Betriebsüberdruckes abzusichern. 
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4.2.16 Um einen unzulässigen Wärmeeintrag über das Eiswasser zu verhindern, ist der Eiswas-

serrücklauf mit einem baumustergeprüften Temperaturbegrenzer zu überwachen, bei 
dessen Ansprechen die Eiswasserpumpen abgeschaltet werden (Z-Einrichtung). 

 
4.2.17 Die Überströmleitung von der Pumpendruck- zur Rücklaufleitung sollte vor der Absperra-

rmatur am Abscheider in die Rücklaufleitung münden. 
 
4.2.18 In der Pumpendruckleitung sollten jeweils nach dem Rückschlagventil der Einspritzstation 

Kappenventile eingebaut werden, um den Austausch des Magnetventils und der Rück-
schlagklappe zu erleichtern. 

 
4.2.19 In die Rücklaufleitung sollte jeweils vor dem Saugdruckregler ein Kappenventil eingebaut 

werden, um den Austausch des Saugdruckreglers zu erleichtern. 
 
4.2.20 Die Absperrarmaturen vor und nach den Überströmventilen sind in Offenstellung vom 

Sachkundigen nach DVO zu plombieren. 
 
4.2.21 Ein Nachfüllen von  Ammoniak darf erst erfolgen, wenn die Ursache des Kältemittelverlus-

tes erkannt, dokumentiert und beseitigt worden ist. Die Nachfüllmenge darf den Füllstand 
der Erstbefüllung nicht überschreiten und muß dokumentiert werden. 

 
4.2.22 Im Maschinenraum ist ein Kennzeichnungsschild mit den Angaben entsprechend der UVV 

VBG 20 anzubringen und ein Anlagenschema entsprechend der ausgeführten Kälteanla-
ge aufzuhängen. 

 
4.2.23 Für die Kälteanlage ist eine Betriebsanleitung gemäß der Norm DIN prEN 378 zu erstel-

len. 
 
4.2.24 Die Kältemittelrohrleitungen sind entsprechend der Norm DIN 2405 zu kennzeichnen. 
 
4.2.25 Für die Verdunstungsverflüssiger und die mechanische Lüftungsanlage des Maschinen-

raumes ist jeweils ein allpolig abschaltender Reparaturschalter anzubringen. 
 
4.2.26 Der Betreiber hat die an der Kälteanlage Beschäftigten darauf hinzuweisen, daß Arbeiten 

an der Kälteanlage, bei denen mit einem Austritt von Kältemittel zu rechnen ist (z. B. Ent-
ölen), nur mit Atemschutzmaske und bei Anwesenheit von mindestens 2 Personen durch-
geführt werden dürfen. 

 
4.2.27 Personen, die für die Überwachung, Prüfung und den Betrieb sowie die Instandhaltung 

und Reparatur von Kälteanlagen verantwortlich sind, müssen die für ihre Aufgaben und 
Zuständigkeiten erforderliche Ausbildung und Fachkenntnis besitzen. Der Betreiber hat 
die an der Kälteanlage Beschäftigten jährlich über 
– die Gefahren beim Umgang mit Kälteanlagen 
– die Sicherheitsbestimmungen 
– das Verhalten bei Unfällen und Störungen und die dabei zu treffenden Maßnahmen 
zu unterweisen. Die Unterweisung ist zu protokollieren. 

 
4.2.28 Entölungseinrichtungen, die vom sachkundigen Bedienungspersonal betriebsmäßig betä-

tigt werden, sind jeweils mit einer Absperrarmatur und einem Selbstschlußventil auszurüs-
ten. 

 
4.2.29 Die Zugangstüren zum Maschinenraum sind mit einem Panikschloß auszurüsten, so daß 

sie jederzeit von innen geöffnet werden können. 
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4.2.30 Die Fluchtwege und Fluchttüren aus dem Maschinenraum sind deutlich und dauerhaft zu 
kennzeichnen. 

 
4.2.31 Die Verdunstungskondensatoren sind so anzuordnen oder zu sichern, daß sie gut zu-

gänglich sind und keine Absturzgefahr besteht. 
 
4.2.32 Gitterroste müssen gegen Ausheben gesichert werden. 
 
4.2.33 Für den maschinellen Teil der Anlage muß entsprechend der 9. Verordnung zum Geräte-

sicherheitsgesetz (EG Maschinenrichtlinie) die Konformitätserklärung vorliegen. Die Ma-
schine muß CE-gekennzeichnet sein. 

 
4.2.34 Für den Maschinenraum ist eine mechanische Lüftungsanlage installiert. Es ist der Nach-

weis zu erbringen, daß der Luftvolumenstrom entsprechend der Norm DIN prEN 378 für 
die Kältemittelfüllmenge bzw. das Raumvolumen ausreichend bemessen ist. Die Abluft 
aus dem Maschinenraum ist für Dritte gefahrlos ins Freie zu führen. Es wird empfohlen 
einen Abluftkanal über das Dach des Betriebsgebäudes zu installieren, die Abluft sollte 
senkrecht nach oben ausströmen. 

 
4.2.35 Für den Maschinenraum ist eine Zuluftöffnung zu installieren. Die Zuluftöffnung ist so an-

zuordnen, daß der gesamte Maschinenraum durchströmt wird. Die Zuluftöffnung ist mit 
einer Klappe zu versehen, die nur beim Betrieb der mechanischen Lüftungsanlage öffnet. 

 
4.2.36 Der vorhandene Maschinenraum wird mit einer Gaswarnanlage überwacht. Entsprechend 

der Norm DIN prEN 378 ist bei einem Schwellenwert von 500 ppm die Lüftungsanlage au-
tomatisch einzuschalten und die Meldung ist an eine ständig besetzte Stelle weiterzulei-
ten. Der zweite Schwellenwert darf wegen der UEG 30.000 ppm nicht überschreiten. Bei 
Erreichen dieses Schwellenwertes sind alle elektrischen Bauteile im Maschinenraum ab-
zuschalten. Wir empfehlen aufgrund der Lage des Betriebsgeländes den 2. Schwellenwert 
bei 5.000 ppm festzulegen. 

 
4.2.37 Die mechanische Lüftungsanlage muß jederzeit von außerhalb des Gefahrenbereiches 

manuell schaltbar sein. Der Schalter ist deutlich und dauerhaft zu kennzeichnen. 
 
4.2.38 Rohrleitungen, die im Verkehrsbereich (z. B. im Bereich der Rampe) verlegt werden, sind 

gegen mechanische Beschädigung, z. B. durch Anfahren, zu schützen. 
 
4.2.39 Die elektrischen Einrichtungen der Kälteanlage sind von einem, für das entsprechende 

Fachgebiet zugelassenen Sachverständigen nach § 29a BImSchG überprüfen zu lassen, 
ob sie dem Stand der Technik, insbesondere der Norm DIN EN 60204 Teil 1 entsprechen. 

 
4.2.40 Sicherheitsgerichtete Schalteinrichtungen sind mit dem Buchstaben „Z“ im Anlagensche-

ma zu kennzeichnen und sicherheitsgerichtet in die Steuerung der Kälteanlage einzubin-
den. 

 
4.2.41 Für die sicherheitsgerichteten Schaltungen sind baumustergeprüfte Bauteile einzusetzen. 
 
4.2.42 Die Zugangstüren zum Maschinenraum sind verschlossen zu halten, so daß diese nur 

durch sachkundiges Bedienungspersonal betreten werden können. 
 
4.2.43 Zugangstüren zum Maschinenraum sind mit den Schildern „Ammoniak“ und „Betreten für 

Unbefugte verboten“ zu versehen. 
 
4.2.44 Die Absperrarmaturen an den Druckbehältern sind möglichst behälternah anzuordnen, so 

daß diese auch mit schwerem Atemschutz bedient werden können. Entsprechende Auf-
stiege und Podeste zur Bedienung der Absperrarmaturen sind vorzusehen. 
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4.2.45 Die für die Bedienung der Absperrarmaturen (Kappenventile) notwendigen Werkzeuge 

und Handräder sind im Bereich des Maschinenraumes an einem gut zugänglichen Ort be-
reitzuhalten. 

 
4.2.46 Sicherheitsrelevante Absperramaturen sind in einer besonderen Farbe zu kennzeichnen. 
 
4.2.47 Die Kennzeichnung der sicherheitsrelevanten Absperrarmaturen ist mit den örtlichen 

Hilfsorganisationen abzusprechen. 
 
4.2.48 Zum Niederschlagen von gasförmigen Ammoniak, das aus möglichen Leckagen austritt, 

ist im Maschinenraum eine mobile Wasserberieselungsanlage bereitzuhalten. Ein direktes 
Einleiten von Wasser in flüssiges Ammoniak ist zu unterbinden, da dies zu einer heftigen 
Verdampfung von Ammoniak führt. 

 
4.2.49 Der Eiswasserkreislauf ist mit einem ph-Wertmeßgerät zu überwachen, dessen Meldung 

an das Bedienungspersonal weitergeleitet wird bzw. ist eine regelmäßige Kontrolle durch-
zuführen, die protokolliert wird. 

 
4.2.50 Um eine eventuell austretende Ammoniakmenge durch richtige Maßnahmen zu reduzie-

ren, sind in der Bedienungsanleitung der Kälteanlage entsprechende Vorgehensweisen 
zu beschreiben. Ferner sind diese „Störungsschaltungen“ in das Anlagenschema einzu-
tragen. 

 
4.2.51 Die neu installierten Kältemittelrohrleitungen sind vom Sachverständigen nach der Druck-

behälterverordnung (Nennweiten-Druck-Produkt < 2000 DN*bar) bzw. Sachkundigen nach 
Druckbehälterverordnung (Nennweiten-Druck-Produkt ≤ 2000 DN*bar) abnehmen zu las-
sen. Bei der Abnahmeprüfung der Rohrleitungen ist auch der Korrisionsschutzanstrich 
und die Wärmedämmung zu beurteilen. 

 
4.2.52 Für die Rohrleitungen mit einem Nenndurchmesser  ≤ DN 25 sind die Prüfungen nach der 

Norm DIN prEN 378 durchzuführen und zu protokollieren. 
 
4.2.53 Am Aufstellungsort sind  die Druckbehälter vom Sachverständigen nach Druckbehälter-

verordnung (Druck-Inhalts-Produkt < 200 bar*I) bzw. vom Sachkundigen nach Druckbe-
hälterverordnung (Druck-Inhalts-Produkt ≤ 200 bar*I) abnehmen zu lassen. Bei der Ab-
nahmeprüfung der Druckbehälter ist auch der Korrosionsschutzanstrich und die Wärme-
dämmung zu beurteilen. 

 
4.2.54 Die Bescheinigungen über die Bau- und Druckprüfung bzw. die Herstellerbescheinigun-

gen und die Bescheinigungen über die Abnahmeprüfung der Druckbehälter und Rohrlei-
tungen sind beim Betreiber aufzubewahren. 

 
4.2.55 Die Einstellwerte der Sicherheitsdruckbegrenzer sind erstmalig vom Sachverständigen 

nach Druckbehälterverordnung überprüfen und mit einer Plombe gegen Verstellung si-
chern zu lassen. 

 
4.2.56 Die Einstellwerte und Funktionen der Ammoniakwarnanlage sind in Intervallen nach An-

gaben des Herstellers, mindestens jedoch einmal jährlich überprüfen zu lassen. Die Prü-
fung ist zu protokollieren. 

 
4.2.57 Für die Kälteanlage sind wiederkehrende Prüfungen entsprechend der Norm DIN prEN 

378 durchzuführen. Ein entsprechendes Prüfungsprogramm ist zu erarbeiten. 
 
4.2.58 Die MSR- und Schutzeinrichtungen sind jährlich zu überprüfen. Die Prüfung ist zu proto-

kollieren. 
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4.2.59 Es ist ein Betriebstagebuch zu führen, in dem alle Überprüfungen dokumentiert werden. 
Das Betriebstagebuch ist dem Landratsamt Oberallgäu auf Verlangen vorzulegen. 

 
4.2.60 Alle 5 Jahre sind an der Kälteanlage wiederkehrende Prüfungen durch den Sachverstän-

digen nach § 29a BImSchG durchzuführen. Dem Landratsamt Oberallgäu sind unaufge-
fordert die entsprechenden Nachweise vorzulegen. 

 
4.2.61 Die Prüffristen für die wiederkehrenden Prüfungen der Anlage, insbesondere explosions-

gefährdete Bereiche und Druckgeräte, sind anhand einer sicherheitstechnischen Bewer-
tung zu ermitteln und die Prüfungen dementsprechend durchzuführen. 

 
 
4.3 Brandschutz 
 
4.3.1 Die Wärmedämmung der Rohrleitungen und Druckbehälter ist in der Brandschutzklasse 

B1 auszuführen. 
 
4.3.2 Die Wände des Maschinenraumes und im Maschinenraum sind in der Feuerwiderstands-

klasse F 60 auszuführen. 
 
4.3.3 Durchführungen für Rohrleitungen und elektrische Leitungen aus dem Maschinenraum 

sind dicht auszuführen. 
 
4.3.4 Die Zugangstüren aus dem Betriebsgebäude zum Maschinenraum sind in der Feuerwi-

derstandsklasse T 30 und selbstschließend auszuführen. 
 
4.3.5 Im Maschinenraum ist ein geeigneter Feuerlöscher bereitzuhalten. 
 
4.3.6 Die Schaltschränke der Ammoniak-Kälteanlage sollten wenn möglich außerhalb des Ma-

schinenraumes aufgestellt werden. 
 
4.3.7 Die Abstände der Rohrauflager sind entsprechend der Norm DIN prEN 378 auszuführen. 
 
4.3.8 Die Auflager der wärmegedämmten Rohrleitungen sind entsprechend der Norm DIN 4140 

auszuführen. 
 
4.3.9 Die vorhandenen Feuerwehreinsatzpläne sind geänderten Bedingungen anzupassen bzw. 

zu ergänzen. 
 
4.3.10 Die örtliche Feuerwehr ist über den Einsatzplan bei Störungen zu informieren. Der Ein-

satzplan für die Feuerwehr sollte an einer zentralen Stelle im Werk (z. B. Pforte) und bei 
der Feuerwehr ausliegen. Für die Feuerwehr sollten Zufahrts- und Aufstellflächen in An-
lehnung an die DIN 14090 vorgesehen werden. Die Flächen zum Abstellen der Einsatz-
fahrzeuge sollten entsprechend befestigt werden. 

 
 
4.4 Wasserrecht 
 
4.4.1 Die „Merkblätter“ der Verwaltungsvorschrift zur Anlagenverordnung (VAwS), insbesondere 

der Punkt 9.2 sind zu beachten. 
 
4.4.2 Der Betreiber hat im Rahmen der Betriebsanweisungen nach § 3 Nr. 6 der Anlagenver-

ordnung (VAwS) sicherzustellen, dass die für den Betrieb und die Überwachung einer An-
lage erforderlichen Vorschriften (z. B. Betriebsanweisungen) in der Nähe der Anlage ver-
fügbar sind. 
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4.4.3 Dem Landratsamt Oberallgäu ist bis zum 31.03.2000 ein Alarm- bzw. Gefahrenabwehr-

plan vorzulegen. 
 
4.4.4 Der Betreiber hat aktuelle Angaben über die Stoffe und Stoffmengen jederzeit leicht zu-

gänglich vorzuhalten. 
 
4.4.5 Es ist sicherzustellen, daß das Kältemittel Ammoniak nicht in ein Oberflächengewässer, in 

dafür ungeeignete Abwasserbehandlungsanlagen oder in das Grundwasser gelangen 
kann.  

 
4.4.6 Die Böden von Maschinenräumen sind wasserundurchläßig (z. B. Beton) zu errichten. Ein 

Ablauf darf nicht vorhanden sein. Der Boden ist mit einem Gefälle zu einem Pumpen-
sumpf auszuführen um ein Abpumpen von Leckagen bzw. wäßrigen Lösungen zu erleich-
tern. Der Maschinenraum ist als Auffangraum auszubilden. Pro Tonne Ammoniak sind ca. 
2 m3 Rückhaltevolumen anzusetzen. 

 
Falls der Maschinenraum nicht oder nur unter unverhältnismäßigem Aufwand abflußlos 
hergestellt werden kann, ist sicherzustellen, daß der Ablauf in das innerbetriebliche 
Schmutzwassersystem gelangt und schließlich dem Abwasserverband Kempten zugelei-
tet wird (Fehlanschlüsse und undichte Kanäle sind auf jeden Fall auszuschließen). 

 
4.4.7 Die Gebäude- und Freiflächen-Entwässerung ist so auszuführen, daß im Leckagefall der 

Abfluß von wassergefährdenden und gefährlichen Stoffen über Regenwasserkanäle ver-
hindert wird. Entsprechende Schutzvorkehrungen wie Absperrschieber o.ä. sind im Re-
genwassernetz einzuplanen. 

 
4.4.8 Im Falle eines Brandes ist das Wasserwirtschaftsamt Kempten sofort telefonisch (Tel. 

0831/52610-0) zu benachrichtigen. 
 
4.4.9 Manipulationsflächen; d.h. Flächen die im Wirkbereich wassergefährdender Stoffe liegen 

sind dauerhaft flüssigkeitsundurchlässig und -beständig zu befestigen (z.B. Beton). Die 
Lagerung wassergefährdender Stoffe und das Verwenden wassergefährdender Stoffe aus 
Gebinden, Spundwandfässern etc. darf nur in zugelassenen Behältnissen bzw. Systemen 
mit Auffangwanne erfolgen. Die Einzelheiten sind in Anhang 2 der VAwS geregelt. 

 
 
 
5. Chemikalienlager bei WG 12: 
 
5.1 Baurecht 
 
5.1.1 Für das Bauvorhaben (Sonderbau) ist die Standsicherheit, gemäß Art. 62 Abs. 3 Satz 1 

BayBO durch die Bauaufsichtsbehörde zu prüfen, bzw. zu beauftragen. Rechtzeitig vor Bau-
beginn hat der Bauherr der Bauaufsichtsbehörde anzuzeigen, dass der Prüfauftrag erteilt 
werden soll. Mit dem Bauvorhaben darf erst begonnen werden, wenn eine in allen Teilen ge-
prüfte statische Berechnung vorliegt. 

 
5.1.2 Die Bauausführung ist durch den Prüfingenieur oder das Prüfamt hinsichtlich des geprüften 

Standsicherheitsnachweises zu überwachen.  
 
5.1.3 Die beiliegende, geprüfte brandschutztechnische Stellungnahme des Ingenieur Büro Anwan-

der vom 25.09.2017 ist Gegenstand der Baugenehmigung. Die textlich und zeichnerisch 
festgeschriebenen, Auflagen, Hinweise und Empfehlungen sind zu erfüllen bzw. zu beach-
ten.  
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5.1.4 Die Bauausführung ist durch die Bauaufsichtsbehörde hinsichtlich des Brandschutz zu über-
wachen.  

 
5.1.5 Die Umhausung der neuen Lagerbehälter ist nichtbrennbar auszuführen.  
 
5.1.6 Die rückseitige Hallenwand des Gebäudes WG12 ist als öffnungslose nichtbrennbare massi-

ve Wand auszuführen. Türöffnungen in dieser Wand sind mindestens feuerhemmend, dicht- 
und selbstschließend auszuführen.  

 
5.1.7 Die Feuerwehrpläne für das Objekt sind bis zur Nutzungsaufnahme der Behälter entspre-

chend zu aktualisieren.  
 
5.1.8 Hinweise: 

Für die Bauausführung sind die genehmigten Bauvorlagen maßgebend. Die anerkannten 
Regeln der Baukunst und Technik, insbesondere die vom Bayer. Staatsministerium des In-
nern eingeführten technischen Baubestimmungen und die einschlägigen Unfallverhütungs-
vorschriften sind einzuhalten. 
 
Betone der Überwachungsklassen 2 und 3 sind gemäß DIN EN 13670/DIN 1045-3 zu über-
wachen und durch eine Überwachungsstelle zu überprüfen. Die Ergebnisberichte der Über-
wachungsstelle müssen auf der Baustelle vorliegen und sind auf Verlangen der Bauauf-
sichtsbehörde vorzulegen. 

 
 
5.2 Wasserrecht 
 
5.2.1 Die bauaufsichtliche Zulassung der Lagerbehälter ist vor Errichtung nachzureichen. Andern-

falls wird eine Eignungsfeststellung erforderlich. 
 
5.2.2 Für die Rohrleitungen sind insbesondere § 21 Abs.1 AwSV und die zugehörigen technischen 

Regeln bzw. die DWA Arbeitsblätter A-781 Teil 1 und Teil 2 zu beachten. In Bezug auf die 
Bestimmung und Abgrenzung von Anlagen ist § 14 AwSV anzuwenden. 

 
5.2.3 Nach Änderung ist eine Inbetriebnahmeprüfung durch einen zugelassenen Sachverständi-

gen nach Wasserrecht durchzuführen. 
 
5.2.4 Vom Betreiber ist eine Anlagendokumentation nach § 43 AwSV zu führen. 
 
 
5.3 Immissionsschutz / Sicherheitsrecht 
 
5.3.1 Anlieferungen und Betankungen von Chemikalien sind nur tagsüber (06.00 Uhr bis 22.00 

Uhr) zulässig. 
 
5.3.2 Die ordnungsgemäße Montage und die sichere Funktion der errichteten Anlagenteile bzw. 

Arbeitsmittel ist vor Inbetriebnahme gemäß § 14 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) 
durch befähigte Personen bescheinigen zu lassen. Die hierzu erforderlichen Prüfaufzeich-
nungen sind am Betriebsort vorzuhalten. 

 
5.3.3 Für die Inbetriebnahme der zwei zusätzliche Lagertanks für Natronlauge einschließlich der 

damit in Verbindung stehenden Betriebsmittel ist vor Inbetriebnahme eine Gefährdungsbeur-
teilung durchzuführen und zu dokumentieren. Aus der Dokumentation muss insbesondere 
hervorgehen, welche Prüfungen (z.B. durch eine zur jeweiligen Prüfung befähigte Person) 
vor Inbetriebnahme bzw. welche wiederkehrenden Prüfungen in welchen Fristen durchzufüh-
ren sind (§ 3 Abs. 8 Nr. 4 BetrSichV). 
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6. Sonstige Anforderungen 
 
6.1 Die geänderte Ausführung der Anlage ist dem Landratsamt Oberallgäu unaufgefordert 

schriftlich anzuzeigen. 
 
6.2 Die Genehmigung erlischt gemäß § 18 Abs. 1 des Bundesimmissionsschutzgesetzes,  falls 

die Anlage nicht innerhalb von drei Jahren nach Bestandskraft dieses Bescheides in Betrieb 
genommen wurde. 

 
Hinweis : 
Auf Antrag kann die Frist aus einem wichtigen Grund verlängert werden, wenn hierdurch der 
Zweck des Bundesimmissionsschutzgesetzes nicht gefährdet wird. 

 
6.3 Die Anlage ist entsprechend den eingereichten Antragsunterlagen zu errichten und zu be-

treiben, soweit unter der Nr. IV. nichts Abweichendes bestimmt wurde. 
 
6.4 Die der Firma Käserei Champignon, Hofmeister GmbH & Co. KG auferlegten Bedingungen 

und Verpflichtungen gelten auch für die Besitz- und Rechtsnachfolger. Eine Rechtsnachfolge 
ist dem Landratsamt Oberallgäu schriftlich anzuzeigen. 

 
 

V. 
 
Die Käserei Champignon, Hofmeister GmbH & Co. KG hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. 
 
 

VI. 
 
Für diesen Bescheid wird eine Gebühr in Höhe von 2.715,-- € festgesetzt. 
Die Auslagen betragen 155,-- €. 

 
 
 

G r ü n d e : 
 

I. 
 

 
Der Standort Heising der Käserei Champignon existiert nach Firmenangaben seit 1908. 1961 wur-
de der Standort vom heutigen Betreiber, der Hofmeister GmbH & Co. KG übernommen. Seit 1989 
werden unter dem Markennamen Alpavit zusätzlich Molkereierzeugnisse hergestellt.  
 
Die gesamte Käserei unterliegt als Anlage zur Behandlung oder Verarbeitung von Milch seit der 
zum 03.08.2001 gültigen geänderten Fassung der 4. BImSchV der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungspflicht. Der gesamte, zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der geänderten 4. BImSchV 
auf verschiedenen rechtlichen Grundlagen genehmigte oder angezeigte Bestand mit seinen ver-
schiedenen Anlagenteilen gilt heute als genehmigter Teil der Gesamtanlage Käserei. 
 
Die Gesamtanlage Käserei umfaßt insbesondere die früher eigenständig immissionsschutzrecht-
lich genehmigungspflichtigen Spühturmanlagen WG 7 (153), WG 18 (159) und WG 21 (248), die 
eigenständig immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtige Kälteanlage WG 17 (233) und die 
mit Bescheid vom 02.04.2009 als Nebenanlage der Käserei genehmigte NH3-Kälteanlage, WG 11 
(Zuckerei), die seit der 2009 genehmigten Änderung aufgrund der deutlich reduzierten Kältemit-
telmenge an Ammoniak unter 3 t nicht mehr eigenständig immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungspflichtig ist. 
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Außerdem werden insbesondere auch die baurechtlich genehmigten Lager- und Reiferäume, die 
Butterei, die Käserei im engeren Sinn, die Milchtanks, das Chemikalienlager und die Abwasser-
neutralisation zur Gesamtanlage Käserei gerechnet. 
 
 
Die Käserei Champignon Hofmeister GmbH & Co. KG betreibt im Werk Heising, Gemeinde Lau-
ben auch mehrere Tanks zur Chemikalienversorgung der Käserei. Mit Antrag vom 18.06.2018 
wurde die die Errichtung von zwei Tanks übereinander mit einer Lagerkapazität von zusammen 60 
m³ Natronlauge beantragt. 
 
Neben den bisherigen 40 m³ (Lebensmittelqualität) Natronlaugetank soll ein weiterer stehender 
zylindrischer Natronlaugetank mit zwei übereinanderliegenden Kammern errichtet werden. Mit dem 
Umbau geht eine Erhöhung der Lagermenge an Natronlauge (50 – 53 %) um 60 m³ auf dann ins-
gesamt 100 m³ (technische und Lebensmittelqualität) einher. Geplant ist ein Doppelwandbehälter 
aus PE mit flachen Boden und Kegeldeckel mit Zylinderisolierung aus PU-Schaum und Begleithei-
zung. 
 
Die Lagertanks sollen im Anschluss an die bestehenden Tanks südöstlich des Gebäudes WG 12 
im vorhandenen Betriebsgelände aufgestellt werden. Die verschiedenen Natronlaugequalitäten 
werden von der Abtankstation in die neuen Lagertanks gepumpt. Der Lieferverkehr ändert sich 
durch die Änderung nicht. Die Befüllung der Tanks durch Tankfahrzeuge erfolgt zwischen 06.00 
und 18.00 Uhr. Durch die beantragte Änderung wird das vorgehaltenen Volumen im Chemikalien-
lager erhöht und so die Betankungsintervalle vergrößert. Zusätzliche Lichteinwirkungen werden 
nicht erzeugt.  
 
Beide Behälter kommen auf ein extra angefertigtes Fundament, zusätzlich werden diese von einer 
Stahlkonstruktion fixiert. Das Fundament und der untere Behälter erhalten einen Anfahrschutz. Die 
Befüllung erfolgt über Rohrleitungen von der Abtankstation im Hofbereich nördlich des Gebäudes 
WG 12. Für die Natronlauge –Lebensmittelqualität- wird eine neue Rohrleitung verlegt. Für die 
Natronlauge –technisch- wird der Bestand genutzt. Die Betankung erfolgt mit einer Pumpe. Die 
Pumpstation befindet sich innerhalb des Gebäudes WG 12. 
 
Das Vorhaben befindet sich inmitten des Betriebsgeländes der Käserei Champignon im Ortsteil 
Heising, Gemeinde Lauben. Die Immissionsorte liegen im Allgemeinen Wohngebiet, Mischgebiet 
bzw. im Außenbereich. Die nächsten Immissionsorte befinden sich ca. 50 m südlich in einem 
Mischgebiet. 
 
 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG war nach dem Ergebnis der allgemeinen 
Vorprüfung nicht durchzuführen. Die Feststellung wurde im Amtsblatt des Landkreises Oberallgäu 
vom 03.07.2018 bekannt gegeben. 
 
Für die Erhöhung der Lagermenge an Natronlauge durch die Erichtung von 2 Tanks führte das 
Landratsamt Oberallgäu nach § 16 Abs.2 BImSchG ein vereinfachtes immissionsschutzrechtliches 
Genehmigungsverfahren durch, da von keinen erheblichen nachteiligen Auswirkungen durch die 
Änderung auszugehen ist. Im Genehmigungsverfahren wurden das Gewerbeaufsichtsamt Augs-
burg, die fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft, das Sachgebiet Brand- und Katastrophenschutz 
sowie die untere Bauaufsichtsbehörde des Landratsamtes Oberallgäu als Träger öffentlicher Be-
lange beteiligt. Bedenken gegen das Vorhaben wurden bei Beachtung der vorgeschlagenen Ne-
benbestimmungen nicht vorgetragen. Die Gemeinde Lauben erteilte dem beantragten Vorhaben 
mit Beschluß vom 24.07.2018 das gemeindliche Einvernehmen. 
 
Von der unteren Immissionsschutzbehörde des Landratsamtes Oberallgäu wurde die Begutach-
tung zum Lärmschutz und zur Luftreinhaltung durchgeführt. Hierbei wurde festgestellt, daß das 
Vorhaben unter bestimmten Voraussetzungen den Anforderungen des fachlichen Immissions-
schutzes entspricht. 
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Das Genehmigungsverfahren für die vorliegende wesentliche Änderung wird in Absprache mit dem 
Betreiber dazu genutzt um die bislang in verschiedenen Genehmigungsbescheiden für die drei 
Sprühtürme WG 7 (153), WG 18 (159) und WG 21 (248), die Kälteanlage WG 17 (233) und die 
nicht mehr eigenständig immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Kälteanlage WG 11 
(früher 232) vorhandenen Regelungen zum Betrieb der Anlage zur Behandlung oder Verarbeitung 
von Milch (Käserei) in dieser Genehmigung (zusammen weitergeführt unter 159) in einem Be-
scheid zusammen zu fassen. 
 
Wie im Schreiben vom 18.12.2017 an die Käserei Champignon bereits dargelegt soll die vorlie-
gende Änderung auch genutzt werden den für das Notstromaggreggat beim Turm 3, WG 18 bisher 
im Bescheid vom 11.08.1988 festgesetzten Emissionsgrenzwert für Staub an die TA Luft 2002 
anzupassen und zusätzlich den Parameter Formaldehyd aufzunehmen. 
 
 
 

II. 
 
 

Das Landratsamt Oberallgäu ist zum Erlaß dieses Bescheides sachlich und örtlich zuständig (Art. 
1 Abs. 1c des Bayer. Immissionsschutzgesetzes –BayImSchG-, Art. 3 Abs. 1 des Bayer. Verwal-
tungs-Verfahrengesetzes –BayVwVfG-). 
 
1. Bei der von der Käserei Champignon, Hofmeister GmbH & Co. KG betriebenen Anlage zur Be-

handlung oder Verarbeitung von Milch (Käserei) handelt es sich gemäß § 4 Abs.1 des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes i.V.m. § 1 und Anhang Nr. 7.32.1 G des Anhangs zur Vierten 
Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes - 4. BImSchV - um eine 
immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtige Anlage.  
 
Die Genehmigungspflicht für die Gesamtkäserei besteht seit der zum 03.08.2001 gültigen ge-
änderten Fassung der 4. BImSchV. Zu diesem Zeitpunkt war die Gesamtanlage mit drei Sprüh-
türmen, zwei Kälteanlagen und der hier beantragten Änderung des Chemikalienlagers beim WG 
12 bereits Bestand und mit mehreren Bescheiden immissionsschutzrechtlich genehmigt bzw. 
nach § 67 BImSchG als Altanlage angezeigt. 
 
Die beantragte Änderung des Chemikalienlagers durch die Errichtung von zwei Tanks überei-
nander mit einer Lagerkapazität von zusammen 60 m³ Natronlauge und die Erhöhung der La-
germenge an Natronlauge von 40 m³ auf 100 m³ als Nebenanlage der Käserei stellt eine we-
sentliche Änderung der Gesamtanlage Käserei nach § 16 BImSchG dar und bedarf deshalb ei-
ner immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. 
 
Gemäß § 16 Abs. 2 BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr.1 4. BImSchV konnte die beantragte Ände-
rung der immissionsschutzrechtliche Genehmigung im vereinfachten Verfahren durchgeführt 
werden, da aufgrund der Erhöhung der Lagermenge keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen auf die Schutzgüter Luft, Lärm und Anlagensicherheit zu befürchten waren. Das Genehmi-
gungsverfahren wurde gemäß § 19 Abs.2 i.V.m § 10 BImSchG und der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes - 9. BImSchV - durchgeführt. 
 
Nach § 7 Abs.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist für Vorhaben, 
die in Anlage 1 Spalte 2 mit einem „A“ gekennzeichnet sind eine standortbezogene Vorprüfung 
durchzuführen. Nach Nr. 7.29.1 ist für Anlagen zur Behandlung oder Verarbeitung von Milch, 
Milcherzeugnissen oder Milchbestandteilen mit einer Produktionskapazität als Jahresdurch-
schnittswert von 200 t Milch oder mehr je Tag eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles vor-
zunehmen, ob eine UVP-Pflicht besteht. 
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Das im weiteren Umkreis oberstromig vorhandene Wasserschutzgebiet (Nr. 2.3.8 der Anlage 3 
UVPG) und das westlich gelegene Biotop (Nr. 2.3.7 der Anlage 3 UVPG) sind vom Änderungs-
vorhaben nicht betroffen. Auf die unter Denkmalschutz stehende Kapelle St. Wendelin (Nr. 
2.3.11 der Anlage 3 UVPG) hat das Änderungsvorhaben keine erheblichen Umweltauswirkun-
gen, da die Änderung im bereits industriell geprägten Bereich erfolgt. In der Zusammenschau 
sind durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu er-
warten, so daß eine UVP nicht durchgeführt werden muß. Diese Feststellung wurde gemäß § 5 
Abs. 2 UVPG im Amtsblatt vom 03.07.2018 bekannt gegeben. 
 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ist die beantragte Genehmigung zu erteilen, wenn sicherge-
stellt ist, daß die sich aus § 5 BImSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden. Gemäß § 5 Abs. 1 
Nr. 1 – 4 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betreiben, 
daß 
 
- schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erheb-

liche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgerufen wer-
den können, 

 
- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 

Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 
Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen zur Emissionsbegrenzung 

 
- Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende  Ab-

fälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden; Abfälle sind 
nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist; die Vermeidung ist unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren Umweltauswirkungen führt 
als die Verwertung; die Verwertung erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes und den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften; 

 
- Energie sparsam und effizient verwendet wird.  
 
Auf der Grundlage der Begutachtung durch die untere Immissionsschutzbehörde des Landrats-
amtes Oberallgäu ist festzustellen, daß das beantragte Vorhaben bei Einhaltung bestimmter 
Anforderungen dem § 5 BImSchG entspricht und somit die Genehmigungsvoraussetzungen des 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG vorliegen. Die Anlage unterliegt nicht der Störfallverordnung. Durch 
die Erhöhung der Lagermenge von Natronlauge ändert sich die immissionsschutzfachliche Be-
wertung nicht. 
 
Aufgrund der Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange ist festzustellen, daß das bean-
tragte Vorhaben auch den sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften und den Belangen des 
Arbeitsschutzes entspricht und somit auch die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 Abs. 1 
Nr. 2 BImSchG vorliegen. Das Vorhaben ist insbesondere baurechtlich genehmigungsfähig und 
gem. § 34 des Baugesetzbuches –BauGB- bauplanungsrechtlich zulässig. Die Baugenehmi-
gung wurde gem. § 13 BImSchG von der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung einge-
schlossen. Die Gemeinde Lauben erteilte dem Vorhaben das gemeindliche Einvernehmen. 
 
Für die Käserei war zudem zu prüfen, ob ein Ausgangszustandsbericht nach § 10 Abs.1a BIm-
SchG zu erstellen ist, da ein Umgang mit „relevanten gefährlichen Stoffen“ (§ 3 Abs. 9 und 10 
BImSchG, hier Säuren und Laugen) vorliegt. Über das Gutachten des TÜV Süd vom 
07.06.2018, dem hier gefolgt werden kann, wurde jedoch der Nachweis erbracht, daß eine 
Ausnahme nach § 10 Abs. 1a Satz 2 BImSchG vorliegt, weil die Möglichkeit der Verschmutzung 
auf Grund der tatsächlichen Umstände nicht besteht. Ein Ausgangszustandsbericht mußte da-
her nicht erstellt werden. 
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Die beantragte Änderung des Chemikalienlagers durch die Errichtung von zwei Tanks überei-
nander mit einer Lagerkapazität von zusammen 60 m³ Natronlauge und die Erhöhung der La-
germenge an Natronlauge von 40 m³ auf 100 m³ war deshalb nach § 16 des Bundesimmissi-
onsschutzgesetzes immissionsschutzrechtlich zu genehmigen 
 
 

2. Die Festsetzung der Bestimmungen unter der Nr. IV dieses Bescheides stützt sich auf § 12 
Abs.1 BImSchG. 

 
Soweit Zusammenfassungen und Anpassungen von älteren Regelungen aus Bescheiden für 
die Sprühtürme WG 7 (153), WG 18 (159) und WG 21 (248) und die Kälteanlage WG 17 (233) 
und WG 11 (früher 232) zum Betrieb der Käserei erforderlich waren stützen sich diese auch auf 
§ 17 BImSchG. Im Regelfall wurde der Rechtstand zum Erlaß der jeweiligen Bescheide über-
nommen und nur bei offensichtlichen Änderungen Auflagen des Immissionsschutzes an die 
heutige Rechtslage angepaßt.  
 
Die Messauflagen unter IV Nr. 1.2 stützen sich auf § 28 und § 29 BImSchG. 
 
Die Anpassung des Emissionsrichtwertes für Staub und die Neuaufnahme des Parameters 
Formaldehyd in Auflage IV Nr. 2.1 stützt sich auf § 17 BImSchG. Die Anpassung des Parame-
ters für Staub auf neu 80 mg/m³ beruht auf den Vorgaben der TA Luft 2002. Formaldehyd wur-
de mit der Verordnung (EU) Nr. 605/2014 als „wahrscheinlich beim Menschen karzinogen“ ein-
gestuft, woraus sich strengere Regelungen für Formaldehyd als Luftschadstoff ergeben. Für 
Notstromaggregate ist nach dem Schreiben des Bayerischen Umweltministeriums vom 
24.02.2016 und der näheren Ausführung der Regierung von Schwaben ein Grenzwert von 60 
mg/m³ anzusetzen. Bei der Emissionsmessung des Notstromaggregates im Februar 2017 wur-
de der Grenzwert bei einem Meßwert von 11 mg/m³ klar eingehalten. 
 

 
3 Die Kostenentscheidung stützt sich auf Art. 1, 2 und 6 des Kostengesetzes –KG- i.V.m. Tarif-Nr. 

8.II.0/1.8 i.V.m. 1.1.2 des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz –KVz-. Der Gebührenbe-
rechnung wurde die im Antrag benannte Investitionssumme von 363.000 € zu Grunde gelegt. 
Daraus errechnet sich eine Gebühr in Höhe von 2.565,-- € (2.000,-- € + 5/1000 * (363.000 - 
250.000,-- €)). Nach Nr. 8.II.0/1.3.1 erhöht sich die Gebühr um 75% für sonst erforderliche Ge-
nehmigungen oder Erlaubnisse, die die immissionsschutzrechtliche Genehmigung aufgrund der 
Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG beinhaltet. Die Baugenehmigungsgebühr würde 
nach der Stellungnahme des Bauamtes  200,-- € betragen, so daß die Gebühr um 150,-- zu er-
höhen ist. Die Gesamtgebühr  beträgt damit 2.715,-- €. 

 
Die Auslagen für die Zustellung dieses Bescheides betragen 3,-- € (Art. 10 Abs.1 Nr.2 KG), für 
die Veröffentlichung im Amtsblatt 20,-- € (Art. 10 Abs.1 Nr. 3 KG) und für die Stellungnahme des 
GAA Augsburg 132,-- € (Art. 10 Abs.1 Nr. 5 KG), insgesamt somit 155,-- €. 

 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustellung Klage beim Bayeri-
schen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
 

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, oder 
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg, 
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schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichtes oder elekt-
ronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 1 Form erhoben werden.  
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagever-
fahrens (Ausgangsbescheid mit Datum) bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben und dieser Be-
scheid soll in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessen vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen ! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de).  
 
 
Landratsamt Oberallgäu 
 
 
 
Ruch, RA 
 
 
  


